
Datenschutzinformation im Rahmen der Bauleitplanung
(lnformationspflicht nach Art. 13 DSGVO)

Diese lnformationen und Hinweise gelten für die Datenverarbeitung lhrer personenbezogenen Daten durch:

Verantwortlicher
Verbandsgemeinde Westliche Börde
Bauverwaltung
Marktstraße 7

39397 Gröningen
Frau Bergner
Telefon Nr. 039403 158249
k. bergner@westlicheboerde. de

Datenschutzbeauftrage
Verbandsgemeinde Westliche Börde
Datensch utzbeauftragter Herr Fabia n Stankewitz
Marktstraße 7

39397 Gröningen
Telefon Nr.039403 I 58201
buergermeister@westlicheboerde. de

Zweek und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung
Die Erhebung lhrer personenbezogenen Daten erfolgt zur Aufstellung, Anderung, Ergänzung oder Aufhebung
von Bauleiçlänen nach den Vorgaben des Baugesetzbuches iBauGB) im Rahmen der kommunalen
Planungshoheit. Ein Bauleiçlan kann nach $ 1 Abs.2 Baugesetzbuch (BauGB) ein Flächennutzungsplan
(vorbereitender Bauleitplan) oder ein Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan)sein. lm Rahmen dieser
Verfahren sind die Auswirkungen der Planung zu ermitteln sowie die durch die Planung betroffenen öffentlichen
und privaten Belange zu erheben und gegeneinander und unter-einander gerecht abzuwägen. lm
Bauleiþlanverfahren erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten, soweit dies zur Ermittlung der
abwägungsrelevanten Belange und zur Beteiiigung von Planungsbetroffenen erforderlich ist. Zudem werden die
persönlichen Daten derjenigen erfasst, die im Planverfahren eine Stellungnahme abgeben. Das Baugesetzbuch

sieht vor, dass nahirliche und juristische Personen im Bebauungsplan eine Stellungnahme an die Gemeinde
abgeben können. Wenn Sie sich zur Abgabe einer Stellungnahme entschließen, speichern wir die darin
gemachten Angaben sowie lhre persönlichen Daten mit Namen, Anschrift und ggf. bodenrechtlich relevante

Daten (Grundstück, Flurstücksbezeichnung, Eigentumsverhältnisse). thre persönlichen Angaben werden
benötigt, um den Umfang lhrer Betroffenheit oder lhr sonstiges lnteresse hinsichtlich des Bauleitplanverfahrens
beurteilen zu können. Außerdem verwendet die Verbandsgemeinde Westliche Börde die Daten nach Abschluss

des Bauleitplanverfahrens, um Sie über das Ergebnis der Abwägung zu informieren. Es werden auch Daten von
Planungsbetroffenen erhoben, deren Beteiligung zur Ermittlung von öffentlichen oder privaten Belangen von
Amts wegen erforderlich ist.

Rechtsgrundlage
Die Verarbeitung ist fir die Wahrnehmung einer ölfentlichen Aufgabe erfbrderlich, die im öffentlichen lnteresse
liegt (gemäß Art.6 Abs. ld i.V.m. A¡t.6 Abs.3b DSGVO). Die fachrechtlichen Verarbeihrngs-erfordernisse
erwachsen u.a. aus den Verfahrensvorschriften des Baugesetzbuches (BauGB), insbesondere $ 3 BauGB.

Speicherdauer
Die Gewährleisnrng eines Rechtsschutzes im Rahmen einer gerichtlichen Prüfung erfordert die dauer-hafte

Aufbewahrung der Verfbhrensakten der Bauleiçläne. Daher werden llre personenbezogenen Daten dauerhaft
gespeichert.

Empfänger der personenbezogenen Daten
- Verwaltungsstrukturen {andere Amter und Fachbereiche) innerhalb der Verbandsgemeinde Westliche

Bðrde, die in den Bearbeitungsprozess einbezogen sind.

- Dritte, denen zur Beschleunigung die Vorbereitung und Durchfi.ihrung von Verfahrensschritten gemäß

g 4b BaUGB übertragen wurde (2.8. Planungsbüro)



- höhere Verwaltungsbehörden im Rahmen der Genehmigung nach g l0 BauGB
- Gerichte im Rahmen einer gerichtlichen Überprüfung der Wirksamkeit von Bauleiçlänen

Eine Ûbermittlung der Daten an Dritte erfolgt grundsätzlich nur im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und
rechtlichen Verpflichtungen, Die abschließende Beschlussfassung über den Umgang mit den Stellungnahmen
(Abwägungsentscheidung) erfolgt durch den Stadtrat, hierfiir werden die in den Stellungnahmen der
Öffentlichkeit enthaltenen Adressdaten anonymisiert.
Es wird darauf hingewiesen, dass personenbezogene Daten von Stellungnehmern und Planbetroffenen nicht im
lnternet veröffentlicht werden. Allerdings ist entsprechend dem Informationszugangsgesetz Sachsen-Anhalt eine
Einsichtnahme in die Verfafuensakten der Bauieiçläne zu gewähren. Derzeit werdçn diese Verfahrensakten als
Papierakten geführt.

Recht auf Auskunft
Gemäß Art. I 5 DSGVO haben Sie ein Recht auf Auskunft des Veranfwortlichen, ob Sie betrefnende
personenbezogenen Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht aufAuskunft über diese
Daten und Information zu den Verarbeitungszwecken; die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet
werden; die EmpfÌinger oder Kategorien von EmpfÌingem, gegenüber denen lhre personenbezogenen Daten
offengelegt worden sind oder werden; falls möglich die geplante Speicherdauer bzw. die Kriterien für die
Festlegung der Dauer.

Recht auf Berichtigung
Sie haben nach A¡t.16 DSGVO das Recht, unverzüglich die Berichtigung fehlerhafter Sie betreffender
personenbezogener Daten zu verlangen.

Recht auf Löschung
Sie haben nach Art.l7 DSGVO das Recht, die Löschung Sic betreffenderpersonenbezogener Daten zu
verlangen, sofern die Voraussetzungen erñillt sind und keine Ausschlussgründe (Art.17 Abs.3DSGVO)
vorliegen.

Recht auf Einschränkung
Sie haben das Recht, vom Verantwortlichen die Einsch¡änkung der Verarbeitung nach Art. l8 DSGVO zu
verlangen, sofem eine der darin genannten Voraussetzungen gegeben ist.

Recht auf Widerruf der Einwitligung
Sofem die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten auf Art.6 Abs. I Buchstabe a oder Art.9 Abs.2
Buchstabe a DSGVO beruht (Einwilligung in die Datenverarbeitung), haben Sie das Recht, lhre Einwilligung ñir
die Zukunft zu widemrfen.

Beschwerderecht
Nach Art.77 Abs.l DSGVO haben Sie das Reoht, Beschwerde gegen die Verarbeifung lhrer personenbezogenen

Daten bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde zu erheben, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der
Sie betrelfenden personenbezogenen Daten gegen die Datenschutzgrundverordnung verstößt. Den
Landesbeauftragten für den Datenschutz in Sachsen-Anhalt erreichen Sie unter Postfach 1947,390A9
Magdeburg; Sitz: Leiterstraße 9 in 39104 Magdeburg


